
Konjunktur

Firmenpleiten 
auf Tiefstand
Die gute Konjunktur drückt die Zahl der
Firmenpleiten in Deutschland auf den
tiefsten Stand seit 17 Jahren. Im vorigen 
Jahr meldeten 21 518 Unternehmen und
damit 6,9 Prozent weniger Insolvenz an als
2015, wie das Statistische Bundesamt mit-
teilte. Das ist der niedrigste Stand seit Ein-
führung der Insolvenzordnung 1999. Aller-
dings vergrößerte sich der gesamte finan-
zielle Schaden deutlich um fast 60 Prozent,
da es auch viele größere Unternehmen traf.
„Gerade beim stationären Einzelhandel
und hier allem voran im Bereich Mode ver-
ändert sich das Konsumverhalten drama-
tisch“, sagte der Chef des Insolvenzverwal-
terverbandes (VID), Christoph Niering.

Traditionelle Einzelhändler stehen im
harten Wettbewerb mit großen Ketten wie
Zara und H&M oder Europas größtem On-
line-Modehändler Zalando. „Insolvenzver-
fahren wie Butlers, Strauss Innovation, Re-
né Lezard und andere sind prominente Bei-
spiele der vergangenen Wochen“, sagte 
Niering. Die Forderungen der Gläubiger
bezifferten die Amtsgerichte für 2016 auf
27,4 Milliarden Euro, nach 17,3 Milliarden 
Euro zuvor. Den Anstieg begründeten die
Statistiker mit mehr Großinsolvenzen. Da-
zu zählen die Mode- und Textilunterneh-
men Steilmann, Rudolf Wöhrl und Sinn-
Leffers.

Die Zahl der Verbraucherinsolvenzen
fiel 2016 um 3,6 Prozent auf 77 238. „Trotz
Wachstum und trotz Rekordbeschäftigung
gibt es einen Sockel an Überschuldung, der
sich zu verfestigen droht“, erklärte der In-
kassoverband BDIU. rtr

Volksbanken

Fusionstempo 
könnte zulegen
Der Trend zu Fusionen und Filialschlie-
ßungen bei den Volks- und Raiffeisenban-
ken in Deutschland könnte sich nach Ein-
schätzung ihres Dachverbands beschleuni-
gen. Im vergangenen Jahr sank die Zahl der
genossenschaftlichen Institute erstmals 
unter die Marke von 1000, wie der Verband
BVR mitteilte. Nach 49 Fusionen gab es
zum Jahresende 972 Institute. Für das lau-
fende Jahr erwartet der Präsident des Bun-
desverbands der deutschen Volksbanken 
und Raiffeisenbanken, Uwe Fröhlich, „zwi-
schen 60 und 80“ Zusammenschlüsse.
Auch das Filialnetz schrumpfte weiter um
473 auf 11 787 Standorte. dpa

RWE-Tochter

Spekulationen
über Innogy
Der Energiekonzern RWE hofft nach dem
höchsten Verlust der Firmengeschichte im
laufenden Jahr wieder auf bessere Zahlen. 
Das Ergebnis solle leicht zulegen, für 2017
und die Folgejahre zahle das Unternehmen
auch wieder eine Dividende, sagte RWE-
Finanzchef Markus Krebber bei der Bilanz
in Essen. Für 2017 sind 50 Cent je Aktie ge-
plant. Verunsicherung gab es aber wegen
eines Berichts der Nachrichtenagentur
Bloomberg, dass der französische Strom- 
und Gaskonzern Engie eine Übernahme
der RWE-Großtochter Innogy erwäge. 
RWE kommentierte den Bericht nicht. dpa

Schach-Experte wird Bahn-Chef 

N
un soll es ganz schnell gehen. Für
Samstag hat Verkehrsminister Ale-
xander Dobrindt (CSU) die zehn

Vertreter der Regierungsseite im Auf-
sichtsrat der Deutschen Bahn zur vertrau-
lichen Beratung eingeladen. Das Ziel: eine
einheitliche Position bei den wichtigen 
Personal- und Strukturfragen, die wenige 
Tage später bei der Aufsichtsratssitzung
am 22. März beschlossen werden sollen.
Kaum waren die Einladungen verschickt,
drangen zu Wochenbeginn zentrale Inhalte
der Regierungspläne an die Öffentlichkeit.
Die große Koalition hat sich auf DB-Fi-
nanzchef Richard Lutz als neuen Chef des
Konzerns mit seinen weltweit 300 000 Be-
schäftigten und 40 Milliarden Euro Um-
satz verständigt. Der langjährige Vor-
standskollege von Ex-Konzernchef Rüdi-
ger Grube, der Ende Januar wegen Quere-
len um seine Vertragsverlängerung hinge-
worfen hatte, wird wohl einen Dreijahres-
vertrag erhalten. Lutz habe „Universaler-
fahrung bei der Deutschen Bahn“ und ken-
ne die „aktuellen Herausforderungen“, be-
gründete Bundesverkehrsminister Alexan-
der Dobrindt (CSU) in der „Bild“-Zeitung 
die Entscheidung. Richard Lutz gilt als
Kompromisslösung. Der langjährige CDU-
Politiker und Vertraute von Kanzlerin An-
gela Merkel, Ronald Pofalla, war als mögli-
cher Grube-Nachfolger gehandelt worden. 

Der 52-jährige Be-
triebswirt Richard
Lutz, geboren im pfäl-
zischen Landstuhl, hat
Erfahrung darin, ein
paar Züge vorauszu-
denken. Dies ist sicher
eine gute Eigenschaft
für jeden Manager an
der Spitze der Deut-

schen Bahn. Gesammelt hat er diese Exper-
tise in zahllosen Schachpartien. Lutz war
einer der besten Nachwuchsspieler und Vi-
zemeister in Deutschland. Während Hart-
mut Mehdorn oft mit dem Kopf durch die 
Wand wollte, sein Nachfolger Rüdiger Gru-
be nur wenige Versprechen halten konnte,
wirkt Lutz bescheiden und überlegt. Gera-
de das macht seine Wahl so überraschend
und weckt auch Zweifel, ob er der wohl
schwierigsten Partie seines Berufslebens
gewachsen sein wird.

Ein paar Voraussetzungen für sein neu-
es Amt bringt der 52-Jährige zweifelsfrei
mit: Lutz ist schon seit 1994 bei der Bahn in
der Finanzabteilung. Der langjährige Fi-
nanzvorstand Diethelm Sack war sein 
Lehrmeister, bis er ihn 2010 ablöste. Das 
war damals schon eine kleine Überra-
schung, denn Lutz wirkte neben dem knor-
rigen Sack eher unscheinbar. „Lausbuben-
haft“ nennt ihn ein Weggefährte. Er habe
einen feinen Humor, niemand könne sich 
erinnern, dass der Pfälzer mal laut gewor-
den sei. „Er ist im Unternehmen extrem be-
liebt“, heißt es sogar vonseiten der Gewerk-
schaften, die den Sparkurs des hoch ver-
schuldeten Konzerns in den vergangenen
Jahren kritisch begleitet haben.

Zugutegehalten wird ihm auch, dass er
zwar nie in einem operativen Geschäftsfeld
wie dem krisengeschüttelten Güterverkehr
gearbeitet, dennoch ein Gespür für die Aus-
wirkungen seiner Vorgaben hat. „Er kennt 
vielleicht nicht jede Schraube an der Lok,
aber er weiß erstaunlich genau, was Ein-
sparungen an anderer Stelle bewirken“, 
sagt einer, der ihn aus vielen Verhandlun-
gen kennt. Vielleicht hilft Lutz dabei, dass
sein Vater im Bahn-Ausbesserungswerk
Kaiserslautern arbeitete. Anders als Grube 

habe Lutz seinen Aufstieg aus eher einfa-
chen Verhältnissen nie zur Schau gestellt. 

Die Regierung hat den Neustart bei der
Bahn wochenlang beraten. Neben Do-
brindt (CSU) und Kanzleramtschef Peter
Altmaier (CDU) waren die Experten von
Finanzminister Wolfgang Schäuble (CDU)
und Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel
(SPD) an den Personal- und Strukturdebat-
ten beteiligt. Von Arbeitnehmerseite im 
Aufsichtsrat kommt Kritik an der fehlen-
den Einbindung: „Unsere zehn Vertreter
sollen die Vorgaben nächsten Mittwoch of-
fenbar nur noch abnicken, das ist nicht in 
Ordnung“, heißt es dort verärgert.

Nach Informationen unserer Redaktion
ist geplant, den Fern- und Regionalverkehr
im Konzern in einem Ressort zusammen-
zufassen und auch den Güterverkehr der
Frachtbahn DB Cargo und der Lkw-Spedi-

tion Schenker wieder unter einem Dach zu
führen. Im Konzernvorstand ist bisher für
die gesamten operativen Bereiche, die teils
wie DB Cargo seit Jahren tief in der Krise
stecken, Berthold Huber verantwortlich. 
Ob er sich halten kann, gilt als fraglich. 
Einen Teil seiner Aufgaben könnte Sie-
mens-Technikvorstand Siegfried Russ-
wurm übernehmen. Der promovierte Dip-
lomingenieur scheidet Ende März aus dem
Siemens-Vorstand aus. Bei der Bahn könn-
te Russwurm das wichtige Technikressort 
übernehmen. Falls dafür und für die He-
rausforderungen der Digitalisierung im 
Schienenverkehr ein neuer Vorstandspos-
ten geschaffen würde, müsste der Vorstand
aber erweitert werden. Wer künftig die Auf-
gaben als Finanzvorstand übernimmt, ist
noch nicht bekannt. Möglich wäre eine in-
terne Lösung. wüp/rtr

Umbau Die Geschicke der Bahn zu führen gilt als einer der schwierigsten Jobs, den die deutsche 
Wirtschaft zu vergeben hat. Der bisherige Finanzvorstand Richard Lutz gilt als Überraschungskandidat. 

Der designierte Bahn-Chef Richard Lutz war deutscher Vizemeister im Schach. Foto: dpa

Reisende 4,4 Millionen Rei-
sende befördert die Bahn pro 
Jahr, das sind 11,8 Millionen 
pro Tag. Der größte Teil davon 
benützt die Züge; aber auch 
Bahn-Busse befördern jährlich 
zwei Millionen Fahrgäste. Gü-
ter werden auf der Schienen 

jährlich rund 300 Millionen 
Tonnen befördert. 

Umsatz Die Bahn hat 2015 
rund 40,5 Milliarden Euro um-
gesetzt. Das bereinigte Ergeb-
nis vor Zinsen und Steuern 
(Ebit) lag bei 1,8 Milliarden 

Euro. Der Konzern ist mit 
18 Milliarden Euro netto ver-
schuldet und muss in den 
nächsten Jahren weitere Mil-
liardenanleihen aufnehmen, 
um Investitionen in Züge und 
Eigenanteile bei der Infra-
struktur zu finanzieren. StZ

DIE BAHN IN ZAHLEN 

Die Bahn will 
Regional- und 
Fernverkehr 
in einem 
Ressort 
bündeln. 

Fahnder werten eine neue Steuer-CD aus

D
as Land Nordrhein-Westfalen wer-
tet eine neue Steuer-CD aus, auf
der sich die Auslandskonten von

rund 2000 Bürgern aus Deutschland befin-
den. Dies sagte der nordrhein-westfälische 
Finanzminister Norbert Walter-Borjans in
Berlin. Zur Herkunft der Steuer-CD mach-
te er keine Angaben. Bekannt wurde ledig-
lich, dass das auf die Auswertung von 
Steuer-CDs spezialisierte Bundesland die
Datensammlung im vergangenen Jahr er-
worben hat. 

Auf der CD sind außerdem 5600 Konten
von EU-Bürgern in europäischen Staaten
enthalten. Die Informationen über Konten
will das Land an europäische Staaten wei-
tergeben. Rund 2800 Bankkonten und De-
pots sind Belgiern zuzuordnen. 1100 Kon-
ten gehören Niederländern und 1000 Fran-
zosen. Kurios ist, dass Nordrhein-Westfa-
len auch an liechtensteinische Steuerbe-
hörden Teile des Funds weiterleitet. Auf
der Steuer-CD befinden sich die Kontoin-

formationen von 240 Bürgern aus Liech-
tenstein. Es ist nicht das erste Mal, dass
ausländische Staaten von Steuer-CDs pro-
fitieren. Nordrhein-Westfalen gab über das
Bundeszentralamt für Steuern bereits die
Erkenntnisse aus zwei weiteren Datenpa-
keten an europäische Behörden weiter, die
im vergangenen Jahr gesichtet wurden. 

Darunter befindet sich ein Paket in be-
achtlichem Umfang, auf die Steuerfahnder
bei Ermittlungen gegen eine Schweizer
Bank stießen. Allein diese Datensammlung
weist ein Anlagevolumen von 75,3 Milliar-
den Euro mit Stand Ende 2008 auf. Der
Großteil stammt von Anlegern aus Italien
(24 Milliarden Euro), Frankreich (zwölf
Milliarden Euro), Großbritannien (7,8 Mil-
liarden Euro) und Spanien (6,8 Milliarden
Euro). Enthalten sind darauf auch Geldan-
lagen von griechischen Bürgern im Umfang
von knapp drei Milliarden Euro. Walter-
Borjans betonte, die Länder prüften, ob die
Personen auf den Steuer-CDs ihrer Pflicht

zur Steuerzahlung nachgekommen sind. Es
ist aber davon auszugehen, dass die Behör-
den mit dieser Datensammlung auf viele 
Fälle von Hinterziehung stoßen werden. 

Walter-Borjans kündigte an, die Zusam-
menarbeit mit den europäischen Steuerbe-
hörden zu vertiefen. Dazu fand in Berlin auf
Initiative des Landes ein Austausch mit 
Vertretern mehrerer Länder statt. Die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
sei nicht nur beim Aufspüren
unversteuerter Kapitalanla-
gen von Privatpersonen wich-
tig. Auch der organisierte
Steuerbetrug etwa mit Hilfe 
der Erstattung von Mehrwert-
steuern erfordere eine stärke-
re Kooperation. Und bei Geschäften über
das Internet würden Gewinne häufig nicht
ordnungsgemäß versteuert. Der Landesfi-
nanzminister sprach sich dafür aus, die On-
linemarktplätze wie Amazon und Ebay zur 
Verantwortung zu ziehen, dass Steuern
entrichtet werden. Der SPD-Politiker warf
Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble
vor, auf diesem Gebiet zu wenig zu tun. 

Insgesamt kaufte Nordrhein-Westfalen
bisher elf Steuer-CDs an. Dafür gab es rund

18 Millionen Euro aus. Das Geschäft hat
sich für den Staat gelohnt. Weil viele deut-
sche Steuerzahler damit rechnen mussten, 
wegen der Steuer-CDs aufzufliegen, gaben
sie Selbstanzeigen ab. Bundesweit zählten
die Behörden rund 120 000 Selbstanzei-
gen. Der überwiegende Teil dieser Selbst-
anzeigen bezog sich auf Konten in der
Schweiz und Liechtenstein. Die Mehrein-
nahmen des Staates belaufen sich in

Deutschland auf ungefähr 6,5
Milliarden Euro. 

Inzwischen ist die Welle an
Selbstanzeigen abgeebbt. Von
diesem Jahr an wird der inter-
nationale Informationsaus-
tausch von Bankdaten einge-

führt, an dem sich mehr als 60 Staaten be-
teiligen – darunter auch die Schweiz und 
Liechtenstein, die von 2018 an teilnehmen.
Walter-Borjans kündigte an, dass NRW
weiter Steuer-CDs ankaufen werde, wenn
es sich um werthaltige Informationen han-
dele. Beim automatischen Informations-
austausch stellen sich die Steuerbehörden
wechselseitig Angaben zu Konten und De-
pots zur Verfügung. Allerdings werden kei-
ne Angaben zu Stiftungen ausgetauscht. 

Datensammlung Nordrhein-Westfalen hat Kontoinformationen von 
2000 Bürgern in Deutschland erworben. Von Roland Pichler

Auch Daten von 
240 Bürgern aus 
Liechtenstein 
stehen auf der CD. 

Bodenpersonal

Verdi: Streikpause 
bis Sonntag
Im Tarifkonflikt des Bodenpersonals an
den Berliner Flughäfen gibt es bis ein-
schließlich Sonntag keine weiteren Streiks.
Die Gewerkschaft Verdi kündigte an, der
seit Montag laufende Arbeitskampf werde
wie geplant Mittwochfrüh gegen 5 Uhr be-
endet. Anschließend werde sich der Betrieb
in Tegel und Schönefeld schrittweise nor-
malisieren. „Wir haben uns zu dieser
Streikpause entschlossen, um den Arbeit-
gebern eine weitere Nachdenkpause zu ge-
währen“, sagte Verdi-Streikleiter Enrico
Rümker. Die Arbeitgeber schlugen ihrer-
seits eine Schlichtung vor und signalisier-

ten, dass es vorerst keine neue Offerte gebe.
Freitag, Montag und Dienstag fielen rund
1900 Flüge aus. Zehntausende Passagiere
waren betroffen. Verdi fordert für die rund 
2000 Mitarbeiter des Bodenpersonals eine
Erhöhung des Stundenlohns um einen
Euro auf zwölf Euro und einen Tarifvertrag
mit einjähriger Laufzeit.

Die Arbeitgeber bieten eine Erhöhung
des gesamten Lohnvolumens von acht Pro-
zent über drei Jahre an. rtr/AFP

DEUTLICHER ANSTIEG
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Die Entwicklung der Verbraucherpreise
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Prozent
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Preise ziehen an wie 
lange nicht mehr
Verbraucher müssen vor allem für Heizöl, 
Benzin und frisches Gemüse deutlich tiefer
in die Tasche greifen. Höhere Preise für 
Energie und Nahrungsmittel trieben die
Inflationsrate im Februar verglichen mit
dem Vorjahresmonat auf 2,2 Prozent und
damit auf den höchsten Stand seit vierein-
halb Jahren, wie das Statistische Bundes-
amt mitteilte. Es bestätigte damit vorläufi-
ge Zahlen von Anfang März. Leichtes Heiz-
öl war demnach gar 43,8 Prozent teurer,
Gemüse wie Salat, Tomaten und Gurken 
waren 21 Prozent teurer. dpa
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